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Beklagte und Antragsgegnerino-

‘Der 42„ Senat des Bundessozialgerichts hat am 260 August

44970 durch
__ }Ebn3t3prä■ident Dr° H a u g

—Vorsitzender-‚

Bundesrichter
‘

Dr° F r i e d e r i c h s und

Bundesrichter ’ B u r g e r

llbeschlossen:

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren vor dem

_Bundessozialgericht das Armenrecht zu bewilligen und einen

Rechtsanwalt beizuordnen‚ Wird abgelehnt°
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Der Kläger begehrt das Armenrecht für eine Revision gegen das

Urteil des Länd6550Zialgerichts (LSG) Rheinland—Pfalz vom
220 März 4967; in diesem Ul‘teil ist entschieden, dem Kläger
stehe für seine 4952 geborene Tochter Isolde (I°D„) der Kinder-
zuschuß zu der“Rente‚ die ihm die Beklagte vom 4 April 4964

_
am wenen Beru mfahlskeu gewährt, über den 3% Oktober 4965
hinaus nicht mehr ZU° Seit dem 4° November4965 überweist die '

Beklagte den KinderZUS0hUB dem Landessozialamt Rheinland—Pfalz,
das die Kosten für die Unterbringung der schwachsinnigen LD-°
im St„Paulus—Stift in Herxheim in voller Höhe trägt und insoweit
im AU8UQÜJ4965 einen Ersatzanspruch geltend gemacht hat°

4
J” « ., - .Mit der beabsichtigta1Reviaion —das LSG hat sie zugelassen- wülll

der Kläger den Anspruch auf Auszahlung des Kinderzuschusses weiter—
verfolgen, da er der Überweisung dieser Leistung an das Landessozial—
amt Rheinland—Pfalz nicht Zusäimme; die Zustimmung sei jedoch erfor—
derlich, weil 5 4554 Satz 3 der Reichsversicherungsordnung (RVG)

‘ “in$0fügt durch 5 5 der Verordnung über die weitere Vereinfachung
in der Reichsversicher-ung Vom29 März 1945 (Deutscher Reichsan-
zeiger “r 49 vom 440 April 4945) —mangels ordnungsgemäßer Verkündung
keine Gesetzeskraft erlangt habeo ‘

Das Armenrecht kann niCht bewilligt werden, weil die beabsichtigte
weitere Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg
bietet (5 467 Abs„ 2 des SOzialgerichtsgesetzes —SGG—iVm 5 444
Abs° 4 Satz 4 der ZiVilprozeßordnung)„ Eine Revision des Klägers
gegen das Urteilides LSG müßte nämlich zurückgewiesen werden„.

Das Berufungsgericht hat im Ergebnis mit Recht die Voraussetzungen
des 5 4554 Satz 4 und Satz 2 RVG seit dem 40 November 4965 bejaht°
Wie das LSG unan%ef00hten‘festgestellt hat, mußte LD° wegen erheb—
lichen Schwachsinns in Anbetracht der Verhältnisse in ihrem Eltexn—
haus, die bereits die EntZiehung des Sorgerechts zur Folge hatten,
in einem Schwachsinnigenheim untergebracht werden° Die hierdurch
entstandenen Kosten mußte das Landessozialamt Rheinland—Pfalz als
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überörtlicher Träger der Sozialhilfe (S 400 des Bundessozial-

hilfegesetzes —BSHG—)gemäß den 55 59 Abs, 4 Nr, 5, 68 BSHG

übernehmen, weil LD° nicht ohne Wartung und Pflege bleiben

konnte und die Anstaltsunterbringung wegen ihrer Hilflosig—

keit erforderlich war°

Die Beklagte durfte den Ersatzanspruch des Landessozialamts

auch erfüllen, ohne zuvor hierfür die Zustimmung des Klägers

einzuholen° Zwar hatte das Reichsversicherungsamt -RVA— (GE

Nr, 4880, AN 4944, S, 654) die Befriedigung des Brsatzan—
spruchs von der Zustimmung des Berechtigten abhängig gemacht;

das BVA verurteilte sogar (GE Nr, 2295, AN 4946 S° 806), ohne

zu prüfen, ob die Zustimmungsverweigerung berechtigt war, eine

Krankenkasse, die aus dem Krankengeld den Ersatzanspruch des

Fürsorgeträgers befriedigt hatte, diesen Krankengeldbetrag

an den Versicherten auszuzahlen° Das BVA begründete seine
Auffassung damit, es sei notwendig, den Ersatzstreit, der

durch die Weigerung des Berechtigten bereits entstanden sei,

für alle Beteiligten in einem einzigen Verfahren, und zwar
im Spruchverfahren nach 5 4540 EVO, abzuschließen, das an

die Stelle des ehemals für derartige Streitigkeiten vorge—
sehenen Verwaltungsstreitverfahrens getreten waro.Nach An—

sicht des RVA,35r für die Erteilung eines berufungsfähigen

Bescheids und die Eröffnung eines erstinstanzlichen Fest-
stéllungsverfahrens nach der Reichsversicherungsordnung

kein Raum° Zwar haben Jaeger (ArbVers° 4958, 447, 449) und
Gunkel (ArbVers° 4940, 445, 446) aus einer späteren Entschei—
dung (Nr° 4864, AN 4955, IV 460) schließen wollen, daß das
BVA diese Ansicht stillschweigend aufgegeben habe, indes
geht 5 5 Abs° 4 der Verordnung über die weitere Vereinfachung

der EVO vom 290 März 4945 ersichtlich noch auf die genannte

Rechtsprechung des BVA zurück°

Zu dem Streit der Beteiligten über die rechtsüirksame Ver—
kündung dieser Verordnung braucht jedoch nicht Stellung ge—

nommen zu werden° Mit dem am 4° Januar 4954 in Kraft ge—

tretenen SGG hat sich nämlich die Rechtslage grundlegend
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geändert: Der Versicherte kann entweder auf Auszahlung der

verreéh■o%éßn Rente (BSG 5, 455) oder im Wege der Anfechtungs-

klage gegen den Herabsetzungsbescheid (BSG 24, 457) klageng.In einem

solchen Rechtsstreit ist der Sozialhilfeträger beizuladen° Auf diese

Weise kann zwischen sämtlichen Beteiligten geklärt werden, ob einer-

seits dem Sozialhilfeträger ein Ersatzanspruch zusteht - ggf„ muß

er empfangene Leistungen zurückerstatten (vgl° BSG 5, 57) — und ob

andererseits der Kläger überhaupt einen Leistungsan3pruch hat,

auf den der Sozialhilfeträger zurückgreifen kann (vgl° BSG SozR Nr°

45 zu % 45541RV0, erster Leitsatz), Damit können Sachstände ver—
mieden werden, wie sie den Entscheidungen des 5° Senats (BKK 4970,

467) und des 40 Senats (BSG 29, 249) zugrunde gelegen haben„ Unab-

hängig von dieser Art der Streitbereinigung besteht die Möglichkeit

der Klage des Sozialhilfeträgers gegen den Versicherungsträger nach

'5 54 Abs;f55$GG entsprechend der früheren Regelung des 5 4540 RVG°
Auch in diesem Verfahren können die Interessen des Versicherten

hinreichend durchceine notwendige Beiladung gewahrt werden (vgl°

Brackmonn, Handbuch der Sozialversicherung, Band III, S° 972 e)°

Selbst wenn dabei der Versicherte nicht beigeladen wird, kann ihm

daraus kein Schaden erwachsen, weil er nicht gehindert ist, seinen

Anspruch, wie oben dargelegt, klageweise nach 5 54 Abs; 4, Abs° 4

SGG geltend zu machen°

Da das SGG dem Versicherten in jeder Verfahrenslage vollen Rechts—

schutz gewährt, besteht keine Veranlassung mehr, an dem Erfordernis

der förmlichen Zustimmung, das überdies.im Gesetz keinen Nieder—

schlag gefunden hat, festzuhalten„Da gerade mit Hilfe der Regelungen

des Sozialgerichtsgesetzes das vom BVA in der Entscheidung'Nro 4880

mit dem Zustimmungserfordernis verfolgte Ziel erreicht wird, genügt

es, wenn in einem Rechtsstreit vor den Gerichten der Sozialgerichts—
barkeit, sei es, daß der VerSicherte auf Zahlung klagt oder den

* Leistungsbescheid anficht, sei es, daß der Sozialhilfeträger auf
Befriedigung seinestrsatzanspruchs klagt, gerichtlich festgestellt

wird, ob der Sozialhilfeträger zu Recht aus den Leistungen der

Renten—bzwa Krankenversicherung Ersatz begehrtc

Auch die vom RVA zur Begründung des Zustimmungserfordernisses ange—

führte Gefahr der Doppelleistung des Trägers der Renten—oder Kranken»
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versiCherung besteht nicht, gleichgültig, ob man mit dem.

Begriff der Verstrickungswirkung des Ersatzanspruchs ar-

beitet (BSG 24, 457) oder mit dem Leistungsverweigerungs—

recht des Trägers der Renten—bzw° Krankenversicherung gega■k

über dem Anspruch des Versicherten oder dessen Erlöschen

durch Befriedigung des Ersatzanspruchs (BSG 24, 46)0 Dem

Versicherungsträger steht nämlich stets gegen den Träger

der Sozialhilfe ein öffentlich—rechtlicher Ersatzanspruch zu,

falls er diesem ohne Rechtsgrund Leistungen überwiesen hat

(vgl° BSG 5, 57; 29, 249)9 die richtigerweise allein dem
Versicherten gebühren° Hat er den Anspruch des Versicherten

in Unkenntnis eines bestehenden Ersatzanspruchs befriedigt„

so erliécht der Anspruch aus 5 4554 EVO (vgl.° Brackmann5
aa0„‚ S, 972 d und die dort angeführte Entscheidung des

BVA)° 7 '

Das LSG hat daüer zutreffend entschieden, daß dem Kläger vom

4° November 4965 ab der Kinderzuschuß für I„D„ nicht mehr ’

zustehto
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